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Die existenziellen Gefahren des globalen Klima-
wandels für die Menschheit sind während der 
Corona-Pandemie etwas in den Hintergrund 
der Aufmerksamkeit geraten. Nun drängt das 
Thema mit Macht zurück. In den USA hat Prä-
sident Biden noch am Tag seiner Amtseinfüh-
rung die Rückkehr seines Landes zum Pariser 
Klimaabkommen angeordnet und inzwischen 
sehr engagierte Klimaziele gesetzt. In Deutsch-
land, wo der Klimaschutz auch während der 
Pandemie im Fokus der politischen Debatte 
geblieben ist, gehört er zu den entscheidenden 
Themen der bevorstehenden Bundestagswahl. 
Gespannt sein darf man auf die wegen der Pan-
demie verschobene UN-Klimakonferenz, die 
nun im November 2021 in Glasgow stattfindet 
(COP26). Wird die internationale Staatenge-
meinschaft weitere Verbesserungen erreichen, 
um die Erderwärmung auf deutlich unter zwei 
Grad zu begrenzen?

Fakt ist: Das vergangene Jahrzehnt war die 
wärmste Dekade seit Beginn der Wetterauf-
zeichnungen vor 140 Jahren. 2015 bis 2020 
waren die sechs wärmsten Jahre in diesem 
Zeitraum. Der Klimawandel bedroht die Le-
bensgrundlagen und die Gesundheit von 
Millionen Menschen – insbesondere in den 
vulnerablen Regionen des globalen Südens. 
Mögliche Folgen sind die Verschärfung ökono-
mischer Ungleichheit, Ressourcenkonflikte, Mi-
grationsbewegungen aufgrund von Flucht und 
Vertreibung bis hin zur Destabilisierung und 
zum Kollaps staatlicher Strukturen.

Auf die Gefahren des Klimawandels hat 2015 
auch Papst Franziskus mit Laudato si’ hingewie-
sen, der ersten Umweltenzyklika überhaupt. Er 
bezeichnet darin den Klimawandel als „wich-
tigste aktuelle Herausforderung an die Mensch-
heit“ und ein „globales Problem mit […] erns-
ten sozialen, wirtschaftlichen und politischen 
Dimensionen“.

Wenn auch in der Weltgemeinschaft heute 
weitgehend Konsens darüber besteht, dass der 
Klimawandel bedrohliche Auswirkungen auf 
die Lebensbedingungen vieler Menschen ha-
ben kann, so ist sein Einfluss auf die Entstehung 
bewaffneter Konflikte umstritten. Eine Resolu-
tion, die Deutschland während seiner Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
2019/2020 einbrachte, in der der Klimawandel 

als eine Gefahr für internationalen Frieden und 
Sicherheit bezeichnet wurde, haben die USA, 
Russland und China verhindert.

Dass die Auswirkungen des Klimawandels 
zwangsläufig in bewaffnete Konflikte münden, 
wäre auch sicherlich eine Vereinfachung. Die 
zunehmende Fragilität in Weltregionen wie 
der Subsahara oder am Horn von Afrika zeigen 
jedoch, dass sie als Bedrohungsmultiplikator 
ernst zu nehmen sind. Bei der Bedarfsermitt-
lung und Ausrichtung von humanitärer und 
Katastrophenhilfe, internationaler Entwick-
lungszusammenarbeit, der Friedens- und Resi-
lienzförderung sowie des Statebuilding ist dies 
in Betracht zu ziehen.

Damit geraten die Aufgaben und Instrumen-
te klassischer Sicherheitspolitik selbst in den 
Fokus. Der Druck, Krisenprävention und Kon-
fliktvorsorge stärker in sicherheitspolitische 
Konzepte zu integrieren, erhöht sich. Zugleich 
steigen die Nachhaltigkeitsforderungen an 
das Militär angesichts dessen gewaltigen Ver-
brauchs an finanziellen und ökologischen Res-
sourcen. Für unsere Streitkräfte bedeutet dies, 
ihre Ausrüstung zu modernisieren und gleich-
zeitig ihre Fähigkeiten an potenzielle neue Ein-
satzszenarien anzupassen.

Ich freue mich, mit der neuen Ausgabe von 
Ethik und Militär ein überaus wichtiges Thema 
zur Diskussion zu stellen. Den Autorinnen und 
Autoren sei an dieser Stelle für ihre klugen und 
lesenswerten Beiträge gedankt. Ich wünsche 
Ihnen eine anregende Lektüre.

Dr. Veronika Bock 

Direktorin des zebis

EDITORIAL
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Autor: Andreas Lienkamp

Zuvor

Im Jahr 2015 veröffentliche Papst Franziskus 
mit Laudato si’ die erste Umweltenzyklika 
überhaupt. Der Klimawandel, so schreibt 
er darin, sei eine der „wichtigsten aktuellen 
Herausforderungen an die Menschheit“, „ein 
globales Problem mit schwerwiegenden Um
welt-Aspekten und ernsten sozialen, wirt-
schaftlichen, distributiven und politischen 
Dimensionen“ (LS 25)1. Im selben Jahr be-
schloss die Weltklimakonferenz der Verein-
ten Nationen das Übereinkommen von Paris, 
den neuen, völkerrechtlich bindenden Kli-
mavertrag, den inzwischen 191 Staaten rati-
fiziert haben. Die Unterzeichnerstaaten se-
hen in der globalen Erwärmung eine „akute 
Bedrohung“, die „die ganze Menschheit mit 
Sorge“ erfülle2. 

Die Situation

Tatsächlich waren 2015 bis 2020 die sechs 
wärmsten Jahre und das vergangene Jahr-
zehnt die wärmste Dekade seit Beginn der 
Wetteraufzeichnungen. 2020 gehört mit 2016 
und 2019 zu den drei wärmsten Jahren, wie 
die Weltorganisation für Meteorologie mel-
dete3. Dass der derzeitige Klimawandel men-
schengemacht ist, ist unter den Expertinnen 
und Experten aufgrund handfester Indizien 
völlig unstrittig4.

Es gibt zwei Hauptursachen: die gigan-
tischen Treibhausgas-Emissionen in Höhe 
von derzeit rund 50 Milliarden Tonnen Koh-
lenstoffdioxid- bzw. CO2-Äquivalenten pro 
Jahr5 sowie die großräumige Vernichtung 
von Wäldern und anderen wichtigen Koh-
lenstoff-Senken. Die klimaschädlichen Gase 
stammen vor allem aus der Verbrennung fos-
siler Energieträger, die zur Strom- und Wär-
meerzeugung sowie als Treibstoff im zivilen 
wie militärischen Luft-, Schiffs- und Straßen-
verkehr genutzt werden, weiterhin aus der 
industriellen Produktion, vor allem der Ze-
mentherstellung, aus dem Abfackeln (flaring) 
und Ablassen (venting) von Erdölbegleitgas, 
aus Müll, aus der Waldrodung, aus Wald- und 

Abstract

Nicht nur die Auswirkungen des menschengemachten Klimawandels 

sind bekannt (und zunehmend spürbar) – Meeresspiegelanstieg, 

extreme Wetterereignisse mit zerstörerischer Wirkung, verheerende 

Busch- und Waldbrände, das Auslösen negativer selbstverstärkender 

Prozesse und der Verlust der Artenvielfalt, ja ganzer Lebensräume  

und Ökosysteme –, sondern auch die Verursacher. Wohlhabende In-

dustrienationen, davon viele im „Wertebündnis“ NATO zusammenge-

schlossen, tragen überproportional zu den Treibhausgasemissionen bei, 

sind aber ungleich weniger von den Folgen betroffen. Diesem Zustand 

gilt es eine theologisch begründete Vorstellung von Klimagerechtigkeit 

entgegenzuhalten. Dazu ist grundlegend mit der Fehlinterpretation 

aufzuräumen, die Spezies Mensch habe ein irgendwie geartetes Recht 

zum willkürlichen Umgang mit der Schöpfung. Vielmehr betonen 

schon die entscheidenden Verse der Genesis seine Verantwortung 

und Verpflichtung, deren Rechte zu wahren. Aus dem Eigenwert der 

Mitgeschöpfe und der unantastbaren Menschenwürde lassen sich drei 

Hauptaspekte von Klimagerechtigkeit – globale, intergenerationelle  

und ökologische – ausdifferenzieren.

Eine Situation, in der wider besseres Wissen Schädigung und Verlust 

ganzer Regionen und der sie bevölkernden Lebewesen hingenommen 

wird, kommt nicht nur aus theologisch-ethischer Perspektive einem 

fundamentalen Unfrieden gleich. Ob man sich in die Lage der Bewoh-

ner kleiner pazifischer Inselstaaten hineinversetzt, die vom Untergang 

bedroht sind, oder die weitgehend einhelligen wissenschaftlichen und 

politischen Analysen zurate zieht: Die konfliktverschärfenden Effekte 

der Verknappung von Wasser und Nahrungsmitteln, des Verlustes 

von Staatsgebiet und Heimat, der Zunahme von Migration und der 

Destabilisierung ganzer Regionen liegen auf der Hand. Anstatt weiter 

in militärische Absicherung zu investieren, sind die verfügbaren 

Ressourcen gerade potenter Staaten und Akteure – gemäß dem Prinzip 

der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortungen und Fähig

keiten – auf Prävention, das heißt auf Klimaschutz auszurichten. Die 

Zeit dafür ist knapp, aber noch nicht verstrichen. Es braucht anhal-

tenden zivilgesellschaftlichen Druck und eine zunehmende Berück-

sichtigung des Prinzips der Klimagerechtigkeit in der Rechtsprechung. 

Darüber hinaus kann eine umwelt- und klimagerechte Bepreisung von 

Waren und Dienstleistungen entscheidende Impulse setzen und zugleich 

Auftakt der auch von Papst Franziskus in „Laudato si’ “ geforderten 

Transformation unserer konsumorientierten, am kurzfristigen Profit 

ausgerichteten Wirtschafts- und Lebensweise sein. 

WENN DU FRIEDEN WILLST, 
SCHÜTZE DAS KLIMA! 
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Buschbränden, aus der industriellen Land-
wirtschaft und Tierhaltung. Ein zusätzlicher 
Faktor ist der Anstieg des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Verbrauchs an Energie und Res-
sourcen, verbunden mit einer immer weiter 
wachsenden Menschheit.

Trotz aller Shut- und Lockdowns im Zuge 
der Covid-19-Pandemie sind die CO2-Emissi-
onen aus der Nutzung fossiler Energieträger 
und der Zementproduktion 2020 gegenüber 
2019 um nur 5,3 Prozent gesunken6; eine 
Minderung, die allein durch die Zunahme der 
Wald- und Buschbrände wieder zunichtege-
macht wurde7. Deshalb ist die Konzentration 
des langlebigen Gases in der Atmosphäre 
weiter angestiegen, und zwar seit vorindus-
triellen Zeiten inzwischen um knapp 50 Pro-
zent8. Tendenz: weiter steigend.

Die verheerenden Folgen sind bekannt: 
Schon jetzt verletzt und tötet der Klimawan-
del unzählige Menschen und andere Lebe-
wesen durch extreme Wetterereignisse, wie 
Stürme, Starkniederschläge und Hitze, die 
an Häufigkeit und/oder Intensität zunehmen. 
Die Folgen sind Sturmfluten, Überschwem-
mungen, Dürren sowie Wald- und Buschbrän-
de, die allesamt gefährliche Auswirkungen 
auf das Leben, die Gesundheit, die Wasser-
versorgung und die Ernährung haben. Der 
Meeresspiegel steigt, was tiefliegende Küs-
tenregionen, Inseln und Flussdeltas langsam, 
aber stetig flutet und versalzt, was wiederum 
die Lebensgrundlagen und die Heimat der 
dortigen Bevölkerung unwirtlich macht oder 
sogar gänzlich zerstört. Klimazonen verschie-
ben sich – mit katastrophalen Konsequenzen 
für die Biodiversität. Ganze Ökosysteme, wie 
etwa Korallenriffe, brechen zusammen. Ne-
ben wärmerem Wasser ist hierfür die enorme 
CO2-Aufnahme der Ozeane verantwortlich, 
die ihrerseits zu einer weiteren Versauerung 
der Meere führt, welche kalkschalenbildende 
Organismen und damit auch die Nahrungs-
kette massiv beeinträchtigt. 

Verschärfend kommt hinzu, dass Folgen 
des Klimawandels wieder zu Ursachen wer-
den. Die Klimaforschung spricht von „posi-
tiven“ Rückkopplungen oder Kippschaltern, 
die der Mensch im Erdsystem aktuell auslöst 
oder bald umlegen könnte. Hierzu zählt unter 

anderem das Absinken der Albedo, also der 
Menge der von der Erde reflektierten Sonnen-
einstrahlung. Ursache ist das Abschmelzen 
von eis- und schneebedeckten Flächen. Da-

durch werden Boden und Luft wärmer, weite-
re helle Flächen verschwinden, wodurch die 
Temperatur noch mehr steigt und so weiter.

Von den Mitgliedern des Nordatlantikpakts 
gehören mit den USA, Deutschland und Ka-
nada drei Staaten zu den zehn Top-Emitten-
ten von Treibhausgasen. Die dreißig Bünd-
nispartner, deren Gesellschaften gut zwölf 
Prozent der Weltbevölkerung stellen, waren 
2018 für den überproportional hohen Ausstoß 
von 10,63 Milliarden Tonnen CO2-Äquivalen-
ten verantwortlich, das heißt für rund 22 Pro-
zent der globalen Treibhausgasemissionen9. 
Vier von fünf NATO-Ländern sind OECD-Staa-
ten. Nimmt man das Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf als Wohlstandsindikator, so gehör-
ten im Jahr 2019 fünf NATO-Mitglieder zu 
den zehn reichsten Staaten der Erde, zehn zu 
den zwanzig reichsten und 22 zu den fünfzig 
reichsten. Die Bevölkerungen fast aller Bünd-
nispartner (ausgenommen Albanien und 
Nordmazedonien) zählen zum wohlhabends-
ten Drittel der Staatenwelt. Folglich kommen 
hier die rechtlich-ethische Verpflichtung der 
Verursacher zur Emissionsminderung und 
eine hohe wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
bezüglich Klimaschutz, Anpassung und Wie-
dergutmachung angerichteter Schäden zu-
sammen. Völkerrechtliche Grundlage ist das 
Prinzip der gemeinsamen, aber unterschied-
lichen Verantwortungen und Fähigkeiten, das 
in der Klimarahmenkonvention von Rio 1992 
festgelegt und im Übereinkommen von Paris 
bestätigt wurde (vgl. Art. 3 Nr. 1 UNFCCC, Art. 
2 II Paris Agreement).

Schon jetzt verletzt und tötet der Klimawandel 

unzählige Menschen und andere Lebewesen  

durch extreme Wetterereignisse, wie Stürme, 

Starkniederschläge und Hitze, die an  

Häufigkeit und /oder Intensität zunehmen
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Bewertungen

Im Bewusstsein vieler Menschen halten sich 
hartnäckig einige fatale Fehlinterpretationen 
der schöpfungsbezogenen Aufträge, die Gott 
unserer Spezies erteilt. Diese Verpflichtun-
gen finden sich im Buch Genesis, und zwar 
in den beiden ersten Kapiteln, die ein kunst-
voll verbundenes Ganzes bilden. Die darin 
enthaltenen vier sinntragenden hebräischen 
Verben bedeuten: 1. nicht ein gewaltförmi-
ges „Herrschen“, sondern ein gewaltfreies 
Walten über das Land und die Tiere im Sin-
ne eines sorgenden Verwaltens, wie dies von 
einer guten Regentschaft erwartet wurde (vgl. 
Genesis / 1. Mose 1,26.28); 2. nicht vorrangig 
ein „Bebauen“ oder „Beackern“, sondern die 
Verpflichtung, dem Boden und dem Paradies-
garten zu dienen, da er nur dann fruchtbar 
bleibt (vgl. Genesis / 1. Mose 2,5.15); 3. nicht 
ein „Untertanmachen“ oder „Unterwerfen“ 
der Erde, sondern ein Fuß-darauf-Setzen, 
was in der Antike als Schutzgestus verstan-
den wurde (vgl. Genesis/1. Mose 1,28); denn  
4. soll der Mensch den Garten Eden, das Biotop 
Erde, hüten, erhalten und schonen (vgl. Gene-
sis/1. Mose 2,15). Auch die Prophetenbücher 
verdeutlichen, wie Gott sich eine gelungene 
Welt vorstellt: Recht und Gerechtigkeit sollen 

herrschen, Schalom soll sein: das heißt eine 
lebensfördernde politische, rechtliche, soziale 
und kreatürliche Ordnung, im weiteren Sinne 
ein ungefährdetes Wohlergehen, Glück, Ruhe 
und Sicherheit, umfassendes Heil für alle, auch 
die kommenden Generationen. „Das Werk der 
Gerechtigkeit wird der Friede sein“ (Jesaja 
32,17). Solidarität, also das Engagement für 
Gerechtigkeit, muss deshalb auch beim Um-
gang mit der Erde, ihren Geschöpfen und ih-
rem Klimasystem an erster Stelle stehen.

Die tatsächliche Weltlage ist jedoch weit da-
von entfernt. „Schon heute ist der Kampf um 

die knappen ökologischen Ressourcen (Was-
ser, Bodenschätze, landwirtschaftliche Flächen 
u. a.) [...] häufige Ursache für kriegerische Aus-
einandersetzungen“, konstatierten die deut-
schen Bischöfe bereits 1998 in ihrem Doku-
ment Handeln für die Zukunft der Schöpfung10. 
Zwei Jahre später warnten sie in dem Papier 
Gerechter Friede vor der globalen Erwärmung 
als einer möglichen Flucht- und Kriegsursache: 
„Die Veränderungen der Erdatmosphäre [...] 
beeinflussen das Klima und haben unabsehba-
re Konsequenzen.“ So komme es „auch dazu, 
dass Menschen ihren angestammten Lebens-
raum verlassen müssen. Besondere Aufmerk-
samkeit verdient die Wasserversorgung. Fach-
leute befürchten, künftige Kriege würden nicht 
mehr nur um Öl, sondern um Wasser geführt.“11 
Und im Jahr 2007 machten die Bischöfe uns 
bewusst, dass die „gefährliche anthropogene 
Beeinflussung des Weltklimas […] kein unab-
wendbares Schicksal, sondern eine massive 
Ungerechtigkeit (ist), die bestehendes Unrecht 
noch verschärft“12. 

Dieser Zustand unterminiert die globale 
Sicherheit und ist das Gegenteil von Klima-
gerechtigkeit. Klimagerecht ist ein System, 
Zustand, Gesetz, eine Situation, Beziehung, 
Maßnahme oder Handlung immer dann, aber 
auch nur dann, wenn die berechtigten An-
sprüche aller, die vom Klimawandel und sei-
nen Folgen in Mitleidenschaft gezogen oder 
bedroht werden, also ihre Rechte, angemes-
sen berücksichtigt werden. Wir schulden Ge-
rechtigkeit allerdings nicht nur unseren bald 
acht Milliarden Mitmenschen, sondern auch 
den kommenden Generationen und unseren 
Mitgeschöpfen. Die beiden letzteren „Grup-
pen“ haben nichts zum Klimawandel beigetra-
gen, leiden unter seinen Folgen bzw. werden 
darunter leiden, können jedoch für ihre Rech-
te nicht selbst eintreten. Die Gründe unserer 
Verpflichtung gegenüber den jetzt und künf-
tig Lebenden liegen auf der Hand: Es sind die 
gleiche, unantastbare Menschenwürde aller 
sowie der Eigenwert der außermenschlichen 
Schöpfung (vgl. Genesis / 1. Mose 1,31). Da­
rum sind wir verpflichtet, sie zu achten und 
ihre Rechte zu schützen.

Auch die deutschen Bischöfe heben hervor, 
dass die menschengemachte Klimaänderung 

Solidarität, also das Engagement für 

Gerechtigkeit, muss auch beim Umgang  

mit der Erde, ihren Geschöpfen und  

ihrem Klimasystem an erster Stelle stehen
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„in dreifacher Hinsicht – global, intergenera
tionell und ökologisch – eine Frage der Ge-
rechtigkeit“ ist13. Die aus ethischer Perspektive 
gravierendste Ungerechtigkeit ist die zwischen 
den Hauptverursachenden und den Haupt-
leidtragenden des Temperaturanstiegs: 1. zwi-
schen den stark emittierenden reichen Indust-
rienationen, aufstrebenden Schwellenländern 
sowie Eliten in den Entwicklungsländern auf 
der einen Seite sowie den armen, verwundba-
ren Ländern des globalen Südens, besonders 
in Afrika und im Südpazifik, auf der anderen 
Seite, dann 2.  zwischen den jetzt lebenden 
Erwachsenen einerseits und den Jugendli-
chen, Kindern, Ungeborenen sowie den noch 
kommenden Generationen andererseits und 
schließlich 3. zwischen der aktuellen erwach-
senen Menschheit und der außermenschli-
chen Natur. 

Bezüglich des völlig unzureichenden deut-
schen Klimaschutzgesetzes hat das Bundes-
verfassungsgericht in seinem Beschluss vom 
24. März 2021 einen Verstoß gegen das Gebot 
intergenerationeller Gerechtigkeit festgestellt 
(s.  o. 2.). Der jetzt lebenden erwachsenen 
Generation dürfe nicht zugestanden werden, 
„unter vergleichsweise milder Reduktionslast 
große Teile des CO2-Budgets zu verbrauchen, 
wenn damit zugleich den nachfolgenden Ge-
nerationen eine […] radikale Reduktionslast 
überlassen und deren Leben schwerwiegen-
den Freiheitseinbußen ausgesetzt würde“14. 
Dies würde junge Menschen verfassungswid-
rig in ihren Freiheitsrechten verletzen. Des-
halb muss der Gesetzgeber nun angemessene 
Vorkehrungen treffen, um die ab 2031 auf die 
jetzigen Kinder und Jugendlichen zukommen-
de Minderungslast zu verringern15 und einen 
„freiheitsschonenden Übergang[  ] in die Kli-
maneutralität“ zu gewährleisten16.

Die Gefährdung durch den Klimawandel 
und seine Folgen, so legte auch der vorma-
lige Premierminister des Inselstaats Tuvalu, 
Saufatu Sopoanga, der UN-Generalversamm-
lung eindringlich dar, „ist real und ernst, und 
wir vergleichen sie mit einer langsamen und 
heimtückischen Form des Terrorismus gegen 
uns“17. Zu einer ganz ähnlichen Bewertung 
kommt Marlene Moses, UN-Botschafterin 
des benachbarten Nauru: „Der Klimawandel 

kann Länder genauso verwüsten wie Kriege 
und angreifende Armeen.“18 Wer hier jeweils 
der Aggressor ist, liegt auf der Hand: Es sind 
die Staaten, die pro Kopf die größte Menge an 
Treibhausgasen ausstoßen. Wie aber sind die-
se Einschätzungen zu bewerten? Handelt es 
sich um Übertreibungen der politischen Elite 

zweier kleiner Staaten, die sich vor der Welt-
öffentlichkeit wichtigmachen wollen? 

Dass dem nicht so ist, zeigt die Tatsache, 
dass sich der Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen (UNSC) in ähnlicher Weise geäußert 
hat. Im Juli 2011 befasste sich dieses mäch-
tigste UN-Gremium mit den Gefahren des 
Klimawandels und beauftragte seinen Präsi-
denten, eine Stellungnahme abzugeben. Da-
rin wird die Verantwortung unterstrichen, die 
dem Gremium bei der Bewahrung von Frieden 
und Sicherheit, aber auch für die Förderung 
einer nachhaltigen Entwicklung zukomme. 
Der Sicherheitsrat zeigt sich besorgt darüber, 
dass der Klimawandel bestehende Risiken 
verschärfen könnte. Anlass für das Statement 
war eine dringende Bitte der pazifischen Insel-
staaten, die die nachteiligen Auswirkungen 
der globalen Erwärmung schon jetzt deutlich 
zu spüren bekommen. Exemplarisch nennt 
das Dokument den Anstieg des Meeresspie-
gels, wodurch kleinen, tiefliegenden Nationen 
der Verlust ihres Staatsgebietes droht, zumin-
dest aber die dauerhafte Überflutung bzw. 
Versalzung großer Landesteile19. 

Folgen wären einerseits Konflikte um knap-
per werdende (fruchtbare) Böden, um Trink-
wasser und Nahrungsmittel sowie anderer-
seits Migration und Flucht. Insgesamt gesehen 
wird die Zahl der Menschen steigen, die vor 
Dürre, Stürmen oder Überschwemmungen 
fliehen und damit Heimat und Sicherheit 
preisgeben müssen. Zudem werden diejeni-
gen, die nicht mehr zurückkehren können, 
anderswo dauerhaft aufgenommen und inte-
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griert werden müssen. Solche Entwicklungen 
verlaufen in der Regel nicht konfliktfrei. Zwar 
handelt es sich bei der vorliegenden Erklärung 
nicht um eine Resolution des UNSC, sondern 
um ein Statement seines Präsidenten. Den-
noch ist die Stellungnahme hochbedeutsam: 
als Anstoß zu einer Neubewertung der Gefah-
ren des Klimawandels.

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesre-
gierung Globale Umweltveränderungen hatte 

sich in seinem Hauptgutachten 2007 eben-
falls mit dem Sicherheitsrisiko Klimawandel 
beschäftigt und festgestellt, dass die globale 
Erwärmung und ihre Auswirkungen „ohne ent-
schiedenes Gegensteuern bereits in den kom-
menden Jahrzehnten die Anpassungsfähigkeit 
vieler Gesellschaften überfordern“ werden. 
Mögliche nachteilige Effekte könnten Gewalt 
und Destabilisierung sein, „die die nationale 
und internationale Sicherheit in einem erheb-
lichen Ausmaß bedrohen“, sowie Spaltungs- 
und Konfliktlinien in der internationalen Poli-
tik aufgrund vielfältiger Verteilungskonflikte in 
und zwischen Ländern: um Wasser, um Land, 
um die Bewältigung von Flüchtlingsbewegun-
gen oder um Kompensationszahlungen20.

In ihrer Globale[n] Strategie für die Außen- 
und Sicherheitspolitik aus dem Jahr 2016 
identifiziert die Europäische Union neben 
dem Terrorismus, hybriden Bedrohungen, 
wirtschaftlicher Instabilität sowie Unsicher-
heit bezüglich der Energieversorgung auch 
die globale Erwärmung als eine aktuelle Ge-
fährdung ihrer Bevölkerung und ihres Ho-
heitsgebietes21. Diese verursache über die be-
reits bestehenden globalen Schwierigkeiten 
hinaus weitere Verwerfungen22: „Klimawan-
del und Schädigung der Umwelt verschärfen 
potenzielle Konflikte angesichts ihrer Aus-
wirkungen auf die Wüstenbildung, die Ver-
schlechterung der Böden sowie die Wasser- 
und Nahrungsmittelknappheit.“23

In diesem Zusammenhang verwendet die 
EU den interessanten Begriff des Präventiv-
friedens. Es sei „hinlänglich bekannt, dass 
es effizienter und wirksamer ist, einen Kon-
flikt zu verhüten, als nach Ausbruch einer 
Krise zu versuchen, diese beizulegen“. Die 
EU habe in der Vergangenheit gute Erfol-
ge mit präventiver Friedenskonsolidierung 
und Diplomatie erzielt. „Wir werden daher 
unsere Anstrengungen zur Konfliktverhü-
tung verstärken, indem wir die Ursachen 
wie Menschenrechtsverletzungen, ungleiche 
Ressourcenverteilung und Klimawandel – der 
zur Vervielfältigung der Bedrohung durch Ver-
stärkung von Wasser- und Nahrungsmittel-
knappheit, Pandemien und Vertreibung bei-
trägt – überwachen.“24 Was aber, wenn die 
Vorsorge misslingt? Meine Antwort lautet: 
Solange die vielfältigen Möglichkeiten der 
Prävention durch Schaffung gerechter(er) in-
nerstaatlicher und internationaler Strukturen 
nicht im Ansatz geschöpft, geschweige denn 
ausgeschöpft sind, sollten wir alle Kraft auf 
das Gelingen setzen, anstatt die weltweiten 
Militärausgaben weiter hochzutreiben. 1981 
Milliarden US-Dollar waren es laut SIPRI im 
Jahr 2020, was trotz Pandemie einer realen 
Steigerung von 2,6 Prozent gegenüber 2019 
entspricht. Man stelle sich einmal vor, dieses 
Geld würde für die Umsetzung der 17 Sus-
tainable Development Goals eingesetzt wer-
den, also zum Beispiel für Klimaschutz und 
Armutsbekämpfung25.

Die Allianz der kleinen Inselstaaten (AOSIS), 
die knapp ein Fünftel der UN-Mitgliedsländer 
repräsentiert, lädt uns zu einem weiteren Ge-
dankenexperiment ein. Was würden wir tun, 
wenn die Situation umgekehrt wäre? Wenn 
also die AOSIS-Staaten zu den Hauptver-
ursachern, wirtschaftlichen Profiteuren und 
zugleich zu den am wenigsten Verwundba-
ren gehörten und wir, die Bevölkerungen der 
NATO-Mitglieder, zu den besonders geschä-
digten Niedrigemissionsländern mit hoher 
Verwundbarkeit: Wie würden wir darauf re-
agieren, wenn die Inselstaaten unsere Toten 
und Verletzten bloß als Kollateralschäden be-
trachteten, die eben in Kauf zu nehmen sind, 
sozusagen als unvermeidbare Nebenwirkung 
des auf der anderen Seite des Planeten ge-
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pflegten Lebensstils? Würde die NATO gemäß 
Artikel 5 Nordatlantikvertrag den Bündnisfall 
ausrufen und damit drohen, die Kohlekraft-
werke der Pazifikstaaten zu zerstören? Würde 
die Sicherheit Deutschlands dann nicht nur 
am Hindukusch, sondern auch im Südpazifik 
verteidigt? Wer dies bejaht, müsste allerdings 
auch den AOSIS-Staaten das Recht zugeste-
hen, ihre Freiheit an Rhein, Elbe und Donau 
zu verteidigen. Wie gesagt: nur ein Gedanken-
experiment. Gewalt wird die Klimakrise nicht 
lösen, nur internationale faire Kooperation. 
In diese Richtung weist auch Artikel 1 des 
Nordatlantikvertrags, in dem sich die Parteien 
verpflichten, in Übereinstimmung mit der UN-
Charta „jeden internationalen Streitfall, an 
dem sie beteiligt sind, auf friedlichem Wege 
so zu regeln, daß der internationale Friede, 
die Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht ge-
fährdet werden, und sich in ihren internatio-
nalen Beziehungen jeder Gewaltandrohung 
oder Gewaltanwendung zu enthalten, die mit 
den Zielen der Vereinten Nationen nicht ver-
einbar sind“. Dass die NATO die Gerechtigkeit 
nicht gefährden will, ist ein hehres Ziel. Bes-
ser noch wäre es, aktiv die in der Präambel für 
fundamental erklärten Werte der Demokratie, 
der Freiheit der Person und der Herrschaft 
des Rechts im globalen Kontext, aber auch in 
den eigenen Reihen (zum Beispiel in der Tür-
kei, in Polen und Ungarn) zu fördern. 

Die himmelschreiende Diskrepanz zwischen 
Hauptverursachern und Hauptleidtragenden 
ist aber nicht die einzige Ungerechtigkeit. 
Darüber hinaus ist es extrem unfair, dass die 
allermeisten der Verschmutzerstaaten und 
zahlreiche ihrer gesellschaftlichen Akteure 
Maßnahmen des Klimaschutzes aus purer na-
tionalstaatlicher, unternehmerischer oder in-
dividueller Habgier blockieren oder abschwä-
chen. Schon der Versuch verstößt gegen das 
Gerechtigkeitsprinzip, das in Rio und Paris als 
gemeinsame Verpflichtung der Völkergemein-
schaft etabliert wurde. 

Im Umweltvölkerrecht und Internationalen 
Strafrecht wird zudem diskutiert, ob hier nicht 
sogar ein vorsätzlicher Ökozid bzw. Posterizid 
vorliegt, somit ein Verbrechenstatbestand, der 
– über das Mittel der Klimaklage – nach einer 
entsprechenden Sanktionierung ruft26. So gibt 

es begrüßenswerte Bestrebungen, unterstützt 
unter anderem von Papst Franziskus27, Öko-
zid neben Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und Verbre-
chen der Aggression in das Römische Statut 
des Internationalen Strafgerichtshofs aufzu-
nehmen28.

Eine weitere Ungerechtigkeit besteht darin, 
den Klimawandel selbst, die ursächliche Be-
deutung der Treibhausgase und/oder die Ver-
antwortung der Menschheit als Verursacherin 
der globalen Erwärmung zu leugnen oder zu 
verharmlosen. Gesunde Skepsis ist eine wis-
senschaftliche Tugend. Wer aber aus Mangel 
an Bereitschaft, sich bei geprüften Quellen 
zu informieren, oder wider besseres Wissen 
oder, schlimmer noch, aus reinem Egoismus 
Zweifel an der Wissenschaftlichkeit der Kli-
maforschung, an der Glaubwürdigkeit der 
Fachleute und ihrer vielfach überprüften und 

abgesicherten Resultate sät – eine belieb-
te Methode der Erdöl- und Kohlelobby (von 
den USA über Europa und den Nahen Osten 
bis Australien), von rechtspopulistischen Par-
teien sowie ihnen nahestehender Medien –, 
macht sich der Verschleierung bzw. Verharm-
losung von klimabedingten Menschenrechts-
verstößen und Angriffen auf die Schöpfung 
schuldig.

Was zu tun ist

Papst Franziskus fordert dazu auf, die nötigen 
„Änderungen im Leben, in der Produktion und 
im Konsum vorzunehmen, um die […] Erwär-
mung oder zumindest die menschlichen Ur-
sachen, die sie hervorrufen und verschärfen, 
zu bekämpfen“ (LS 23). Im Übereinkommen 
von Paris verpflichtet sich die Völkergemein-
schaft auf das Ziel Netto-Null-Emissionen, 
das heißt darauf, „ein Gleichgewicht zwischen 
den anthropogenen Emissionen von Treib-
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hausgasen aus Quellen und dem Abbau sol-
cher Gase durch Senken [z. B. Wälder] auf der 
Grundlage der Gerechtigkeit [...] herzustellen“ 
(Art. 4 I). Dazu müssen so schnell wie möglich 
der CO2-Ausstoß, aber auch die Emissionen 
von Lachgas und Methan aus der Landwirt-
schaft, Methan aus der Tier- und Abfallwirt-
schaft, von Ruß29 und teilhalogenierten Fluor-
kohlenwasserstoffen entscheidend verringert 
werden30.

Alle bislang von den Vertragsstaaten des 
Pariser Übereinkommens eingereichten na­
tionally determined contributions (NDC), also 
national festgelegten Beiträge zum Klima-
schutz, werden aber nicht ausreichen, um 
den Anstieg der globalen Temperatur unter 
der vereinbarten Grenze von 1,5 Grad Celsius 
zu halten, zumal schon jetzt eine Erwärmung 

von 1,2 ± 0,1 Grad (gegenüber dem Zeitraum 
1850 bis 1900) zu beklagen ist. „Mit den ak-
tuellen, auf Paris zurückgehenden Klima
plänen der Länder wird es im Jahr 2100 um 
2,6 Grad wärmer sein als vor der industriellen 
Revolution“, so Christian Mihatsch auf klima-
reporter°31. Im besten Fall steigt die globale 
Durchschnittstemperatur „nur“ um 2,1 Grad, 
im schlechtesten um 3,3 Grad32, was im ersten 
Fall gefährlich, im zweiten katastrophal wäre. 

Zwar streben inzwischen 127 Staaten, die 
für zwei Drittel der Emissionen verantwort-

lich sind, das Netto-Null-Ziel an. Von ent-
scheidender Bedeutung ist es jedoch, die 
NDC-Ziele für 2030 deutlich nachzubessern 
und ihre politische Umsetzung zu beschleu-
nigen, um sicherzustellen, dass die langfris-
tigen Ziele erreicht werden können: „Steilere 
Emissionsminderungen in den nächsten fünf 
bis zehn Jahren sind unverzichtbar.“33 

Der Weltklimarat IPCC hat in seinem jüngs-
ten Bericht festgestellt, dass die Menschheit 
nur noch 420 bis maximal 570 Milliarden 
Tonnen CO2 ausstoßen darf, wenn wir die Er-
wärmung mit einer Zwei-Drittel-Wahrschein-
lichkeit auf 1,5 Grad begrenzen wollen34. Das 
klingt viel, ist es aber nicht, denn aktuell lie-
gen die globalen Emissionen jährlich bei 42, 
vielleicht sogar bei 45 Milliarden Tonnen CO2. 
Nehmen wir gemäß dem Vorsichtsprinzip 
beim verbleibenden Budget den niedrigeren 
und beim derzeitigen Ausstoß den höheren 
Wert an, dann wäre unsere „Deponie“, das 
heißt die Atmosphäre, in gut neun Jahren 
ausgelastet, also im Jahr 2030. Nur durch so-
fortigen ambitionierten Klimaschutz können 
wir diesen Zeitraum verlängern. 

Somit gibt es keine Alternative zu einer 
umgehenden Kehrtwende. In ihren Zehn 
Thesen zum Klimaschutz aus dem Jahr 2019 
mahnen die deutschen Bischöfe: „Es ist glei-
chermaßen eine Frage der Gerechtigkeit 
und der politischen Klugheit, mehr Ressour-
cen in die Vorsorge zur Minderung des Kli-
mawandels und zur Anpassung an seine Fol-
gen zu investieren. Darüber hinaus erweist 
sich dies zunehmend als wichtiger Beitrag 
zur Friedenssicherung und internationalen 
Bekämpfung von Fluchtursachen.“35 Da jede 
Halbherzigkeit oder Verzögerung beim Kli-
maschutz die Treibhausgaskonzentrationen 
weiter ansteigen lässt, wachsen zeitgleich 
die Herausforderung wie der finanzielle Be-
trag, der zu ihrer Bewältigung aufgewandt 
werden muss. Deshalb ist es politisch, aber 
auch ökonomisch vernünftiger, die sonst 
eintretende Kostenexplosion zu verhindern, 
ganz abgesehen von dem Leid, das man da-
durch zahllosen Geschöpfen ersparen kann.

Dazu braucht es einen Instrumentenmix 
aus verschiedensten technischen und politi-
schen Maßnahmen. Dennoch gibt es so etwas 
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wie eine silver bullet. Ernst Ulrich von Weizsä-
cker hat es auf den Punkt gebracht: „Die Prei-
se müssen die Wahrheit sagen.“36 Das heißt, 
die bei Produktion und Konsum anfallenden 
ökologischen und sozialen Kosten dürfen 
nicht länger auf andere Menschen, Lebewe-
sen und Generationen abgewälzt, sondern 
müssen vollständig eingepreist werden. Da-
durch werden klimaschädliche Waren und 
Dienstleistungen erheblich teurer – und lang-
fristig wohl vom Markt verschwinden – sowie 
klimafreundliche Güter deutlich attraktiver. 

Covid-19 und der Klimawandel haben trotz 
aller Verschiedenheit Manches gemeinsam: 
In beiden Fällen ist die Gefahr nur für die 
Betroffenen und für die Fachleute spürbar 
bzw. sichtbar, dennoch sind beide Bedro-
hungen objektiv vorhanden, komplex, von 
globaler Ausdehnung sowie grausam wegen 
ihrer massiven negativen Auswirkungen, die 
vor allem die Armen treffen. Und in beiden 
Fällen sind tatenloses Abwarten, fehlende 
Solidarität und mangelnde Vorsicht töd-
lich und deshalb absolut unverantwortlich. 
In der aktuellen Pandemie hat sich gezeigt, 
dass die Politik, trotz aller zum Teil erhebli-
chen Umsetzungsprobleme, beratungsoffen 
und handlungsfähig sein kann sowie in der 
Lage ist, das buchstäblich „Not-Wendige“ auf 
den Weg zu bringen. All das wäre auch in der 
Klimakrise vonnöten: Empfehlungen aus der 
Wissenschaft wurden berücksichtigt, Milliar-
denbeträge bereitgestellt, einschneidende 
Gesetze und Verordnungen verabschiedet. 
Für die anstehende Eindämmung der globa-
len Erwärmung macht dies ebenso Mut wie 
die nicht nachlassenden Anstrengungen der 
Fridays-for-Future-Bewegung. Man kann nur 
hoffen, dass das Engagement der jungen 
Klimaaktivistinnen und -aktivisten baldmög-
lichst wieder seine volle Wirkung entfalten 
kann, damit es ihnen – zusammen mit den 
Scientists for Future sowie mit weiteren Bünd-
nispartnerinnen und -partnern – gelingt, das 
überlebenswichtige Thema ganz oben auf 
der politischen Agenda zu verankern. An-
gesichts der mächtigen Lobbyistinnen und 
Lobbyisten der fossilen Industrien braucht es 
dazu eine starke zivilgesellschaftliche Gegen-
macht. 

Nicht zuletzt

Das Momentum, der Kairos, der günstige Zeit-
punkt (vgl. LS 59) für die große Transformation 
von Wirtschaft und Gesellschaft in Richtung 
einer starken Nachhaltigkeit und eines wirksa-
men Klimaschutzes ist da. Wird die Krise der 
globalen Erwärmung endlich als solche er-
kannt und ernst genommen, so ist noch Hoff-
nung. „Wir wissen, dass sich die Dinge ändern 
können“, ruft uns Papst Franziskus zu (LS 13). 
Noch ist der Mensch fähig, den eingeschlage-
nen Weg zu verlassen und positiv einzuschrei-
ten (vgl. LS 58, 61, 205); „das Unrecht (ist) nicht 
unbesiegbar“ (LS 74). Aber, machen wir uns 
nichts vor: „Das gesamte System“ muss „über-
prüft und reformiert“ werden (LS 189). Mehr 
noch, so Franziskus: Wir brauchen dringend 
eine „mutige kulturelle Revolution“ (LS 114)37. 

Si vis pacem, conserva caelum: Wenn Du 
Frieden willst, schütze das Klima!
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